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richtliniengebende Organ auf diesem Gebiet bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben, einschließlich der Zusammenar-
beit und Koordinierung mit anderen zuständigen Organen, 
angemessen zu unterstützen; 

 15. bittet die Staaten, angemessene freiwillige Beiträ-
ge an den Fonds der Vereinten Nationen für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege zu entrichten, um die Kapazität 
des Zentrums aufzustocken, Staaten auf Antrag technische 
Hilfe bei der Erfüllung der auf dem Zehnten Kongress der 
Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Be-
handlung Straffälliger eingegangenen Verpflichtungen, na-
mentlich der in den Aktionsplänen zur Verwirklichung der 
Wiener Erklärung über Verbrechen und Gerechtigkeit: Be-
wältigung der Herausforderungen des 21. Jahrhunderts48 ge-
nannten Maßnahmen, zu gewähren; 

 16. fordert alle Staaten und regionalen Wirtschaftsor-
ganisationen nachdrücklich auf, soweit nicht bereits gesche-
hen, das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die 
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und die da-
zugehörigen Protokolle so bald wie möglich zu unterzeich-
nen und zu ratifizieren, um das rasche Inkrafttreten des  
Übereinkommens und der dazugehörigen Protokolle sicher-
zustellen; 

 17. begrüßt es, dass bereits freiwillige Beträge ent-
richtet worden sind, und legt den Staaten nahe, über den in 
dem Übereinkommen eigens für diesen Zweck vorgesehenen 
Finanzierungsmechanismus der Vereinten Nationen regel-
mäßig angemessene freiwillige Beiträge zur Förderung des 
Inkrafttretens und der Durchführung des Übereinkommens 
und der dazugehörigen Protokolle zu entrichten;  

 18. ersucht den Generalsekretär, alle notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen und das Zentrum während des 
Zweijahreszeitraums 2002-2003 angemessen zu unterstüt-
zen, damit es das rasche Inkrafttreten des Übereinkommens 
und der dazugehörigen Protokolle fördern kann; 

 19. bittet den Generalsekretär, im Benehmen mit den 
Mitgliedstaaten und der Kommission für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege zu prüfen, wie das Zentrum zu 
den vom System der Vereinten Nationen unternommenen 
Anstrengungen zur Bekämpfung des Terrorismus beitragen 
könnte, im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der 
Generalversammlung und des Sicherheitsrats; 

 20. begrüßt den Beschluss der Kommission für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege, in ihre Tätigkeiten 
eine geschlechtsspezifische Perspektive einzubeziehen, so-
wie ihr an das Sekretariat gerichtetes Ersuchen, dafür Sorge 
zu tragen, dass eine geschlechtsspezifische Perspektive fe-
ster Bestandteil aller Tätigkeiten des Zentrums wird; 

 21. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 56/124 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/575, Ziffer 8)51. 

56/124. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämp-
fung des Weltdrogenproblems 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/92 vom 12. De-
zember 1997, 53/115 vom 9. Dezember 1998, 54/132 vom 
17. Dezember 1999 und 55/65 vom 4. Dezember 2000, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 55/2 vom 
8. September 2000 mit dem Titel "Millenniums-Erklärung 
der Vereinten Nationen", in der die führenden Politiker der 
Welt den Beschluss trafen, verstärkte Anstrengungen zur 
Bekämpfung des Weltdrogenproblems zu unternehmen, 

 in Bekräftigung ihrer Verpflichtung auf die Ergebnisse 
der vom 8. bis 10. Juni 1998 in New York abgehaltenen 
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung über 
die gemeinsame Bekämpfung des Weltdrogenproblems und 
mit Genugtuung über die anhaltende Entschlossenheit der 
Regierungen, das Weltdrogenproblem durch die vollständige 
und ausgewogene Anwendung nationaler, regionaler und in-
ternationaler Strategien zur Verringerung der Nachfrage 
nach unerlaubten Drogen, ihrer Herstellung und des Handels 
damit zu bewältigen, wie in der Politischen Erklärung52, dem 
Aktionsplan53 für die Verwirklichung der Erklärung über die 
Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfrage54 so-
wie in den Maßnahmen zur Ausweitung der internationalen 

_____________ 
51 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Andorra, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, 
Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, 
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Bru-
nei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, 
Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, El Salvador, Finnland, Frankreich, Gambia, Ge-
orgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Gu-
yana, Haiti, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Isra-
el, Italien, Jamaika, Japan, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kenia, 
Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Laotische Volksdemokratische 
Republik, Lettland, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malta, Marokko, 
Mexiko, Monaco, Mongolei, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, 
Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Paki-
stan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomo-
nen, Sambia, San Marino, Schweden, Senegal, Sierra Leone, Simbab-
we, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sudan, Suriname, Swasi-
land, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Re-
publik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Verei-
nigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
52 Resolution S-20/2, Anlage. 
53 Resolution 54/132, Anlage. 
54 Resolution S-20/3, Anlage. 
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Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Weltdrogenpro-
blems55 zum Ausdruck kommt, 

 ernsthaft besorgt darüber, dass das Drogenproblem 
trotz der verstärkten Bemühungen, die die Staaten, die zu-
ständigen internationalen Organisationen, die Zivilgesell-
schaft und die nichtstaatlichen Organisationen nach wie vor 
unternehmen, weiterhin eine Herausforderung mit weltwei-
ten Dimensionen darstellt, die die Gesundheit, die Sicherheit 
und das Wohl der gesamten Menschheit, insbesondere der 
Jugend, in allen Ländern ernsthaft bedroht, die Entwicklung, 
einschließlich der Bemühungen zur Verringerung der Armut, 
die sozioökonomische und politische Stabilität und die de-
mokratischen Institutionen untergräbt, für die Regierungen 
mit immer höheren wirtschaftlichen Kosten verbunden ist, 
außerdem eine Bedrohung für die nationale Sicherheit und 
die Souveränität der Staaten sowie für die Würde und die 
Hoffnungen von Millionen Menschen und ihren Familien 
darstellt und unersetzliche Verluste an Menschenleben ver-
ursacht, 

 besorgt darüber, dass die Nachfrage nach unerlaubten 
Drogen und psychotropen Stoffen sowie deren Herstellung 
und der Handel damit nach wie vor eine ernste Bedrohung 
für die sozioökonomischen und politischen Systeme sowie 
für die Stabilität, die nationale Sicherheit und die Souveräni-
tät vieler Staaten darstellen, insbesondere der Staaten, die in 
Konflikte und Kriege verwickelt sind, und dass der Drogen-
handel die Konfliktbeilegung erschweren könnte, 

 äußerst beunruhigt über die Gewalttätigkeit und die 
Wirtschaftsmacht krimineller Organisationen und terroristi-
scher Gruppen, die dem Drogenhandel und anderen krimi-
nellen Aktivitäten wie der Geldwäsche, dem unerlaubten 
Waffenhandel und dem unerlaubten Handel mit Vorläufer-
stoffen und wesentlichen Chemikalien nachgehen, und über 
die zunehmenden grenzüberschreitenden Verbindungen zwi-
schen ihnen sowie in der Erkenntnis, dass eine erweiterte in-
ternationale Zusammenarbeit und die Umsetzung wirksamer 
Strategien auf der Grundlage der Ergebnisse der zwanzigsten 
Sondertagung der Generalversammlung unerlässlich sind, 
wenn im Kampf gegen alle Formen grenzüberschreitender 
krimineller Tätigkeiten Ergebnisse erzielt werden sollen, 

 mit Genugtuung über die in dem Ergebnisdokument der 
Konferenz der Vereinten Nationen über den unerlaubten 
Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen 
Aspekten56 enthaltene Aufforderung an die Staaten und die 
zuständigen internationalen und regionalen Organisationen, 
die dazu in der Lage sind, auf Antrag Hilfe bei der Bekämp-
fung des mit dem Drogenhandel, der grenzüberschreitenden 
Kriminalität und dem Terrorismus verbundenen unerlaubten 
Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen zu gewähren, 

 mit tiefer Besorgnis feststellend, dass weltweit die Zahl 
der Minderjährigen, die bei der unerlaubten Herstellung von 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen und beim unerlaub-
_____________ 
55 Resolution S-20/4. 
56 Siehe A/CONF.192/15, Kap. IV. 

ten Handel damit eingesetzt werden, ansteigt und dass auch 
die Zahl der Kinder und Jugendlichen zunimmt, deren Dro-
genkonsum früher einsetzt und die Zugang zu vorher nicht 
benutzten Stoffen haben, 

 bestürzt darüber, dass in vielen Ländern die unerlaubte 
Herstellung synthetischer Drogen, der unerlaubte Handel da-
mit und ihr unerlaubter Konsum vor allem durch junge Men-
schen rasch und auf breiter Ebene zunimmt, sowie über die 
hohe Wahrscheinlichkeit, dass sich amphetaminähnliche Sti-
mulanzien, insbesondere Metamphetamin und Amphetamin, 
zu den bevorzugten Drogen der Konsumenten im 21. Jahr-
hundert entwickeln könnten, 

 zutiefst davon überzeugt, dass die Sondertagung einen 
maßgeblichen Beitrag zu einem neuen umfassenden Rahmen 
für die internationale Zusammenarbeit geleistet hat, der auf 
einem integrierten und ausgewogenen Ansatz beruht, wel-
cher Strategien, Maßnahmen, Methoden, praktische Aktivi-
täten, Gesamtziele und konkrete Zielvorgaben nennt, sowie 
davon, dass alle Staaten, das System der Vereinten Nationen 
und die anderen internationalen Organisationen diese in 
konkrete Maßnahmen umsetzen müssen und dass die inter-
nationalen Finanzinstitutionen wie die Weltbank und die re-
gionalen Entwicklungsbanken gebeten werden sollen, unter 
Berücksichtigung der Prioritäten der Staaten Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems in ihre Program-
me aufzunehmen, 

 erneut erklärend, wie wichtig es ist, dass die Mitglied-
staaten sich für die Erreichung der Zielvorgaben für 2003 
und 2008 einsetzen, die in der von der Generalversammlung 
auf ihrer zwanzigsten Sondertagung verabschiedeten Politi-
schen Erklärung enthalten sind, und mit Genugtuung über 
die von der Suchtstoffkommission auf ihrer wiederaufge-
nommenen zweiundvierzigsten Tagung verabschiedeten 
Leitlinien für die Berichterstattung über die Folgemaßnah-
men für die zwanzigste Sondertagung57 sowie die dem Exe-
kutivdirektor des Programms der Vereinten Nationen für in-
ternationale Drogenkontrolle von der Kommission auf ihrer 
vierundvierzigsten Tagung empfohlenen Elemente zur Aus-
arbeitung künftiger Berichte58, 

 mit Genugtuung darüber, dass in die vorläufige Tages-
ordnung der fünfundvierzigsten Tagung der Suchtstoffkom-
mission ein Punkt bezüglich der Vorbereitungen für den Ta-
gungsteil auf Ministerebene aufgenommen wurde, der 2003 
stattfinden wird, im Einklang mit der Resolution 1999/30 
des Wirtschafts- und Sozialrats vom 28. Juli 1999, und der 
sich schwerpunktmäßig mit den Fortschritten der Staaten bei 
der Durchführung des Aktionsplans und der Maßnahmen 
befassen wird, die die Generalversammlung auf ihrer zwan-
zigsten Sondertagung verabschiedet hat, 

_____________ 
57 Official Records of the Economic and Social Council, 1999, Supple-
ment No. 8 (E/1999/28/Rev.1), zweiter Teil, Kap. I, Resolution 42/11, 
Anlage. 
58 Ebd., 2001, Supplement No. 8 (E/2001/28), Kap. I, Abschnitt C, Re-
solution 44/2. 
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 nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig der Ak-
tionsplan zur Verwirklichung der Erklärung über die Leit-
grundsätze für die Senkung der Drogennachfrage ist, wel-
cher einen globalen Ansatz einführt, der gemäß dem Grund-
satz der gemeinsam getragenen Verantwortung ein neues 
Gleichgewicht zwischen der Verringerung des unerlaubten 
Angebots und der Senkung der unerlaubten Nachfrage aner-
kennt, welcher den Drogenkonsum verhüten und die negati-
ven Folgen des Drogenmissbrauchs vermindern und dabei 
sicherstellen will, dass anfällige Gruppen, insbesondere 
Kinder und Jugendliche, besondere Beachtung erhalten, und 
welcher eine der Säulen der neuen weltweiten Strategie bil-
det, sowie in Bekräftigung der Notwendigkeit von Nachfra-
gesenkungsprogrammen, 

 ebenso nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig 
die Angebotsverringerung als ein fester Bestandteil einer 
ausgewogenen Drogenkontrollstrategie im Einklang mit den 
in dem Aktionsplan für internationale Zusammenarbeit bei 
der Ausmerzung des unerlaubten Anbaus von Betäubungs-
mittelpflanzen und für Alternative Entwicklung59 veranker-
ten Grundsätzen ist, und in Bekräftigung der Notwendigkeit 
nachhaltiger alternativer Entwicklungsprogramme, mit Ge-
nugtuung über die Fortschritte einiger Staaten bei der Aus-
merzung des unerlaubten Anbaus von Betäubungsmittel-
pflanzen, und alle anderen Staaten zu ähnlichen Anstren-
gungen anhaltend, 

 unter Hervorhebung der Rolle, die der Suchtstoffkom-
mission als dem wichtigsten richtliniengebenden Organ der 
Vereinten Nationen in Fragen der Drogenkontrolle und als 
Leitungsorgan des Programms der Vereinten Nationen für 
internationale Drogenkontrolle zufällt, der Führungsrolle 
und der lobenswerten Tätigkeit des Programms als Schalt-
stelle für konzertierte multilaterale Maßnahmen sowie der 
wichtigen Rolle des Internationalen Suchtstoff-Kontrollamts 
als unabhängiger Überwachungsbehörde, wie in den interna-
tionalen Suchtstoffübereinkommen ausgeführt, 

 in Anerkennung der Anstrengungen, die alle Länder, 
insbesondere diejenigen, die Suchtstoffe für wissenschaftli-
che und medizinische Zwecke herstellen, sowie das Interna-
tionale Suchtstoff-Kontrollamt unternehmen, um die Ab-
zweigung dieser Stoffe auf illegale Märkte zu verhindern 
und die Gewinnung auf einem der erlaubten Nachfrage ent-
sprechenden Stand zu halten, im Einklang mit dem Einheits-
Übereinkommen von 1961 über Suchtstoffe60 und dem  
Übereinkommen von 1971 über psychotrope Stoffe61, 

 in der Erkenntnis, dass das Problem der unerlaubten 
Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen und 
des unerlaubten Handels damit häufig mit Entwicklungspro-
blemen zusammenhängt und dass diese Zusammenhänge 
und die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in den 
vom unerlaubten Drogenhandel betroffenen Ländern ange-
_____________ 
59 Resolution S-20/4 E. 
60 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 520, Nr. 7515. 
61 Ebd., Vol. 1019, Nr. 14956. 

messene Maßnahmen im Kontext einer gemeinsam getrage-
nen Verantwortung erfordern, namentlich die Verstärkung 
der internationalen Zusammenarbeit zur Unterstützung von 
alternativen und nachhaltigen Entwicklungsaktivitäten in 
den betroffenen Gebieten dieser Länder, mit dem Ziel der 
Verringerung und Beseitigung der unerlaubten Herstellung 
von Suchtstoffen, 

 betonend, dass die Achtung aller Menschenrechte ein 
wesentlicher Bestandteil der Maßnahmen zur Bewältigung 
des Drogenproblems ist und sein muss, 

 sicherstellend, dass die Strategien zur Bekämpfung des 
Weltdrogenproblems Frauen und Männern gleichermaßen 
und ohne Diskriminierung zugute kommen, indem sie in alle 
Stadien der Programme und der Politikformulierung einbe-
zogen werden, 

 anerkennend, dass der Einsatz des Internet neue Chan-
cen und Herausforderungen für die internationale Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung des Drogenmissbrauchs so-
wie der unerlaubten Herstellung von Drogen und des uner-
laubten Handels damit eröffnet, sowie anerkennend, dass die 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten verstärkt werden 
muss und Informationen, namentlich auch die Erfahrungen 
einzelner Staaten, darüber ausgetauscht werden müssen, wie 
der Förderung des Drogenmissbrauchs und des unerlaubten 
Drogenhandels durch dieses Instrument entgegengewirkt 
werden kann, sowie darüber, wie das Internet eingesetzt wer-
den kann, um über die Senkung der Drogennachfrage zu in-
formieren, 

 in der Überzeugung, dass die Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der nichtstaatlichen Organisationen und der Ge-
meinwesenorganisationen, eine aktive Rolle spielt und einen 
wirksamen Beitrag zur Bewältigung des Weltdrogenprob-
lems leistet und ermutigt werden sollte, dies auch weiterhin 
zu tun, 

 mit Dank anerkennend, dass viele Staaten, die zustän-
digen internationalen Organisationen und die Zivilgesell-
schaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen, 
verstärkte Anstrengungen zur Bekämpfung des Drogenmiss-
brauchs und der unerlaubten Herstellung von Drogen und 
des unerlaubten Handels damit unternommen und Fortschrit-
te dabei erzielt haben und dass die internationale Zusam-
menarbeit gezeigt hat, dass durch nachhaltige und gemein-
schaftliche Bemühungen positive Ergebnisse erzielt werden 
können, 

I 

Achtung vor den in der Charta der Vereinten 
Nationen und im Völkerrecht verankerten 
Grundsätzen der Bekämpfung des Weltdrogen-
problems 

 1. erklärt erneut, dass der Kampf gegen das Welt-
drogenproblem eine gemeinsame und geteilte Verantwortung 
darstellt, die in einem multilateralen Rahmen angegangen 
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werden muss, einen integrierten und ausgewogenen Ansatz 
erfordert und in voller Übereinstimmung mit den in der 
Charta der Vereinten Nationen und im Völkerrecht veranker-
ten Zielen und Grundsätzen erfolgen muss, insbesondere un-
ter voller Achtung der Souveränität und territorialen Unver-
sehrtheit der Staaten, des Grundsatzes der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten von Staaten sowie aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten; 

 2. fordert alle Staaten auf, weitere Maßnahmen zur 
Förderung einer wirksamen Zusammenarbeit auf internatio-
naler und regionaler Ebene bei den Anstrengungen zur Be-
kämpfung des Weltdrogenproblems zu ergreifen, um so zur 
Schaffung eines Klimas beizutragen, das der Verwirklichung 
dieses Ziels förderlich ist, auf der Grundlage der Grundsätze 
der Gleichberechtigung und der gegenseitigen Achtung; 

 3. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, das Ein-
heits-Übereinkommen von 1961 über Suchtstoffe in der 
durch das Protokoll von 1972 geänderten Fassung62, das  
Übereinkommen von 1971 über psychotrope Stoffe61 und 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1988 gegen 
den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen 
Stoffen63 zu ratifizieren beziehungsweise diesen Überein-
künften beizutreten und alle ihre Bestimmungen anzuwen-
den; 

II 

Internationale Zusammenarbeit zur Bekämp-
fung des Weltdrogenproblems 

 1. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um gegen die Verbindungen zwi-
schen dem unerlaubten Handel mit Kleinwaffen und leichten 
Waffen und dem unerlaubten Handel mit Suchtstoffen vor-
zugehen, indem sie unter anderem die internationale Zusam-
menarbeit verstärken und sicherstellen, dass das Aktions-
programm zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des 
unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen 
unter allen Aspekten56 in vollem Umfang durchgeführt wird; 

 2. begrüßt die in der Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen64 erneut eingegangene Verpflichtung, das 
Weltdrogenproblem zu bekämpfen; 

 3. fordert die zuständigen Behörden auf internatio-
naler, regionaler und nationaler Ebene nachdrücklich auf, die 
Ergebnisse der zwanzigsten Sondertagung innerhalb der ver-
einbarten Fristen umzusetzen, insbesondere die hochprioritä-
ren praktischen Maßnahmen auf internationaler, regionaler 
oder nationaler Ebene, wie in der Politischen Erklärung52, 
dem Aktionsplan53 für die Verwirklichung der Erklärung  
über die Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfra-
_____________ 
62 Ebd., Vol. 976, Nr. 14152. 
63 Siehe Official Records of the United Nations Conference for the 
Adoption of a Convention against Illicit Traffic in Narcotic Drugs and 
Psychotropic Substances, Vienna, 25 November-20 December 1988, 
Vol. I (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.94.XI.5). 
64 Siehe Resolution 55/2. 

ge54 und in den Maßnahmen zur Ausweitung der internatio-
nalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des weltweiten 
Drogenproblems55 dargelegt, einschließlich des Aktionsplans 
gegen die unerlaubte Herstellung von amphetaminähnlichen 
Stimulanzien und ihren Vorläuferstoffen, den unerlaubten 
Verkehr damit und den Missbrauch solcher Substanzen65, der 
Maßnahmen zur Verhinderung der unerlaubten Herstellung 
und Ein- und Ausfuhr, des unerlaubten Handels, der uner-
laubten Verteilung und der unerlaubten Abzweigung von 
Vorläuferstoffen, die bei der unerlaubten Herstellung von 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen verwendet werden66, 
der Maßnahmen zur Förderung der justiziellen Zusammen-
arbeit67, der Maßnahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche68 
und des Aktionsplans für internationale Zusammenarbeit bei 
der Ausmerzung des unerlaubten Anbaus von Betäubungs-
mittelpflanzen und für Alternative Entwicklung59; 

 4. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
den Aktionsplan zur Verwirklichung der Erklärung über die 
Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfrage in ih-
ren nationalen, regionalen und internationalen Maßnahmen 
umzusetzen und ihre einzelstaatlichen Anstrengungen zur 
Bekämpfung des Konsums unerlaubter Drogen durch ihre 
Bevölkerung, insbesondere Kinder und Jugendliche, zu ver-
stärken; 

 5. erkennt an, welche Rolle das Programm der Ver-
einten Nationen für internationale Drogenkontrolle bei der 
Entwicklung maßnahmenorientierter Strategien zur Unter-
stützung der Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Ak-
tionsplans zur Verwirklichung der Erklärung übernehmen 
kann, und ersucht den Exekutivdirektor des Programms, der 
Suchtstoffkommission auf ihrer fünfundvierzigsten Tagung 
über die Folgemaßnahmen zu dem Aktionsplan Bericht zu 
erstatten; 

 6. bekräftigt ihre Entschlossenheit, die Mechanis-
men der Vereinten Nationen für die internationale Drogen-
kontrolle weiter zu stärken, insbesondere die Suchtstoff-
kommission, das Programm der Vereinten Nationen für in-
ternationale Drogenkontrolle und das Internationale Sucht-
stoff-Kontrollamt, um sie zur Erfüllung ihrer Mandate zu be-
fähigen, eingedenk der Empfehlungen in der Resolution 
1999/30 des Wirtschafts- und Sozialrats sowie der von der 
Suchtstoffkommission auf ihrer vierundvierzigsten Tagung 
ergriffenen Maßnahmen und abgegebenen Empfehlungen 
zur Verbesserung ihrer Arbeitsabläufe, insbesondere im Hin-
blick auf die Kommissionsresolution 44/1669; 

 7. bekundet erneut ihre Entschlossenheit, die inter-
nationale Zusammenarbeit weiter zu verstärken und die An-
strengungen zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems im 
Einklang mit den Verpflichtungen der Staaten aus den 
_____________ 
65 Resolution S-20/4 A. 
66 Siehe Resolution S-20/4 B. 
67 Resolution S-20/4 C. 
68 Resolution S-20/4 D. 
69 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, 
Supplement No. 8 (E/2001/28), Kap. I, Abschnitt C. 
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Suchtstoffübereinkommen der Vereinten Nationen auf der 
Grundlage des durch die Ergebnisse der Sondertagung vor-
gegebenen allgemeinen Rahmens erheblich auszuweiten und 
dabei die bisher gesammelten Erfahrungen zu berücksichti-
gen; 

 8. fordert alle Staaten auf, wirksame Maßnahmen zu 
ergreifen, so auch innerstaatliche Gesetze und sonstige Vor-
schriften zu erlassen, um die Ergebnisse und Ziele der Son-
dertagung innerhalb der vereinbarten Fristen umzusetzen, 
die innerstaatlichen Justizsysteme zu stärken und in Zusam-
menarbeit mit anderen Staaten und im Einklang mit den 
Suchtstoffübereinkommen der Vereinten Nationen wirksame 
Drogenkontrollmaßnahmen durchzuführen; 

 9. fordert die zuständigen Organe der Vereinten Na-
tionen, die Sonderorganisationen, die internationalen Finanz-
institutionen und die anderen in Betracht kommenden zwi-
schenstaatlichen und internationalen Organisationen im Rah-
men ihres jeweiligen Mandats sowie alle Akteure der Zivil-
gesellschaft, namentlich nichtstaatliche Organisationen, Ge-
meinwesenorganisationen, Sportverbände, die Medien und 
den Privatsektor, auf, mit den Regierungen bei ihren Bemü-
hungen um die Förderung und Umsetzung der Ergebnisse 
der Sondertagung und des Aktionsplans zur Verwirklichung 
der Erklärung über die Leitgrundsätze für die Senkung der 
Drogennachfrage auch künftig eng zusammenzuarbeiten, 
insbesondere durch öffentliche Informationskampagnen, die 
unter anderem, sofern verfügbar, das Internet einsetzen; 

 10. fordert die Regierungen, die zuständigen Organe 
der Vereinten Nationen, die Sonderorganisationen und die 
anderen internationalen Organisationen nachdrücklich auf, 
Staaten, insbesondere Entwicklungsländern, auf Antrag die 
benötigte Hilfe und Unterstützung zu gewähren, um sie bes-
ser zu befähigen, den unerlaubten Handel mit Suchtstoffen 
und psychotropen Stoffen zu bekämpfen, und dabei die ein-
zelstaatlichen Pläne und Initiativen zu berücksichtigen, und 
betont, wie wichtig die subregionale, regionale und interna-
tionale Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des unerlaub-
ten Drogenhandels ist; 

 11. erklärt erneut, dass die Verhütung der Abzwei-
gung von Chemikalien aus dem legalen Handel in die uner-
laubte Drogenherstellung ein wesentlicher Bestandteil einer 
umfassenden Strategie gegen Drogenmissbrauch und Dro-
genhandel ist, der die wirksame Zusammenarbeit der Aus-
fuhr-, Einfuhr- und Transitstaaten erfordert, nimmt Kenntnis 
von den Fortschritten bei der Erarbeitung praktischer Leitli-
nien zur Verhütung einer solchen Abzweigung von Che-
mikalien, darunter auch die Leitlinien des Internationalen 
Suchtstoff-Kontrollamts und die Empfehlungen zur Anwen-
dung des Artikels 12 des Übereinkommens von 1988, und 
fordert alle Staaten auf, Maßnahmen zur Verhütung der Ab-
zweigung von Chemikalien in die unerlaubte Drogenherstel-
lung zu verabschieden und umzusetzen, in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen internationalen und regionalen Stellen 
und, falls nötig und so weit wie möglich, mit dem Privatsek-
tor eines jeden Staates, im Einklang mit den Zielvorgaben 

für 2003 und 2008 in der Politischen Erklärung und der auf 
der Sondertagung verabschiedeten Resolution über die Kon-
trolle von Vorläuferstoffen66; 

 12. fordert die Staaten, in denen Betäubungsmittel-
pflanzen unerlaubt angebaut und produziert werden, auf, 
einzelstaatliche Mechanismen zur Überwachung und Verifi-
kation des unerlaubten Anbaus einzurichten beziehungswei-
se zu stärken, und ersucht den Exekutivdirektor des Pro-
gramms der Vereinten Nationen für internationale Drogen-
kontrolle, der Suchtstoffkommission auf ihrer fünfundvier-
zigsten Tagung im März 2002 über die Folgemaßnahmen zu 
dem Aktionsplan für internationale Zusammenarbeit bei der 
Ausmerzung des unerlaubten Anbaus von Betäubungsmit-
telpflanzen und für Alternative Entwicklung Bericht zu er-
statten; 

 13. legt den Staaten nahe, ihre Märkte für Produkte 
zu öffnen, die im Rahmen alternativer Entwicklungspro-
gramme erzeugt werden und die für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und die Armutsbekämpfung erforderlich sind; 

 14. fordert die Staaten, die internationale Gemein-
schaft, die internationalen Organisationen, die Regionalorga-
nisationen, die internationalen Finanzinstitutionen und die 
regionalen Entwicklungsbanken auf, die von dem unerlaub-
ten Anbau von Betäubungsmittelpflanzen betroffenen Staa-
ten bei der Durchführung des Aktionsplans für internationale 
Zusammenarbeit bei der Ausmerzung des unerlaubten An-
baus von Betäubungsmittelpflanzen und für Alternative Ent-
wicklung zu unterstützen und sie so in die Lage zu verset-
zen, die Maßnahmen zur Beseitigung der Drogen und zur 
Herbeiführung einer nachhaltigen alternativen Entwicklung 
in vollem Umfang anzuwenden; 

 15. ermutigt die Staaten, auch künftig auf bilateraler, 
regionaler und multilateraler Ebene zusammenzuarbeiten, 
um die Verlagerung des unerlaubten Anbaus von Betäu-
bungsmittelpflanzen auf andere Gebiete, Regionen oder Län-
der zu verhindern; 

 16. fordert alle Staaten auf, der Suchtstoffkommis-
sion, wie in der auf der Sondertagung verabschiedeten Poli-
tischen Erklärung festgelegt, zweijährlich über ihre Anstren-
gungen zur Verwirklichung der Zielvorgaben für 2003 und 
2008 Bericht zu erstatten, im Einklang mit den Bestimmun-
gen in den Leitlinien, die die Suchtstoffkommission auf ihrer 
zweiundvierzigsten und vierundvierzigsten Tagung verab-
schiedet hat; 

 17. begrüßt den Beschluss der Suchtstoffkommission, 
der Generalversammlung 2003 und 2008 einen Bericht über 
die Fortschritte bei der Verwirklichung der in der Politischen 
Erklärung enthaltenen Zielvorgaben vorzulegen70; 

_____________ 
70 Official Records of the Economic and Social Council, 1999, Supple-
ment No. 8 (E/1999/28/Rev.1), zweiter Teil, Kap. I, Resolution 42/11, 
Ziffer 8. 
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 18. legt der Suchtstoffkommission und dem Interna-
tionalen Suchtstoff-Kontrollamt nahe, ihre nützliche Arbeit 
im Hinblick auf die Kontrolle der Vorläuferstoffe und ande-
rer Chemikalien, die bei der unerlaubten Herstellung von 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen verwendet werden, 
weiterzuführen; 

 19. fordert die Suchtstoffkommission auf, auch wei-
terhin in alle ihre Politiken, Programme und Aktivitäten eine 
geschlechtsspezifische Perspektive einzubeziehen, und er-
sucht das Sekretariat, in alle für die Kommission erstellten 
Dokumente eine solche Perspektive aufzunehmen; 

 20. erinnert an das von der Generalversammlung am 
14. Dezember 1995 verabschiedete Weltaktionsprogramm 
für die Jugend bis zum Jahr 2000 und danach71, nimmt mit 
Genugtuung davon Kenntnis, dass Jugendliche sich in ver-
schiedenen Foren für eine drogenfreie Gesellschaft einge-
setzt haben, und betont, wie wichtig es ist, dass Jugendliche 
auch künftig ihre Erfahrungen beisteuern und an den Ent-
scheidungsprozessen teilhaben, insbesondere an der wirksa-
men Umsetzung des Aktionsplans für die Verwirklichung 
der Erklärung über die Leitgrundsätze für die Senkung der 
Drogennachfrage; 

 21. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, Tätigkei-
ten den Vorrang einzuräumen, die darauf abzielen, den Miss-
brauch von Drogen und Inhalaten durch Kinder und Jugend-
liche zu verhindern, unter anderem durch die Förderung von 
Informations- und Bildungsprogrammen zur Sensibilisierung 
für die Gefahren des Drogenmissbrauchs, mit dem Ziel, den 
Aktionsplan für die Verwirklichung der Erklärung über die 
Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfrage wirk-
sam umzusetzen; 

 22. begrüßt die am 27. Juni 2001 auf der Sonderta-
gung der Generalversammlung über HIV/Aids verabschie-
dete Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids72, namentlich die 
Anerkennung des Zusammenhangs zwischen Drogenkonsum 
und HIV-Infektion; 

 23. fordert die Staaten auf, wirksame Maßnahmen, so 
möglicherweise auch einzelstaatliche gesetzgeberische Maß-
nahmen, zu ergreifen und die Zusammenarbeit zur Eindäm-
mung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen zu verstär-
ken, der auf Grund seiner engen Verbindung zum unerlaub-
ten Drogenhandel in den Gesellschaften einiger Staaten zu 
einem sehr hohen Maß an Kriminalität und Gewalttätigkeit 
führt und eine Bedrohung der nationalen Sicherheit und der 
Volkswirtschaft dieser Staaten darstellt; 

 24. begrüßt die Verabschiedung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreiten-
de organisierte Kriminalität73 und der drei dazugehörigen 
Protokolle, namentlich des Protokolls zur Verhütung, Be-
kämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbeson-
_____________ 
71 Resolution 50/81, Anlage. 
72 Resolution S-26/2, Anlage. 
73 Resolution 55/25, Anlage I. 

dere des Frauen- und Kinderhandels74, des Protokolls gegen 
die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und 
Luftweg75 und des Protokolls gegen die unerlaubte Herstel-
lung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kompo-
nenten und Munition und gegen den unerlaubten Handel 
damit76, und ermutigt alle Staaten, diese Übereinkünfte zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren; 

 25. betont die Notwendigkeit koordinierter Maßnah-
men zur Senkung der Nachfrage nach unerlaubten Drogen 
im Rahmen eines umfassenden, ausgewogenen und koordi-
nierten Ansatzes, der Angebotskontrolle und Nachfragesen-
kung einschließt, wie im Aktionsplan zur Verwirklichung 
der Erklärung über die Leitgrundsätze für die Senkung der 
Drogennachfrage vorgesehen, und weist in diesem Zusam-
menhang unter anderem auf die Verbindungen zwischen 
Drogenhandel, organisierter Kriminalität und Terrorismus 
hin; 

 26. begrüßt die Aussprache zu dem Thema "Aufbau 
von Partnerschaften zur Bekämpfung des Weltdrogenpro-
blems", die einen nützlichen Ideenaustausch zu den Punkten 
"Konzepte für den Aufbau von sektorinternen und sek-
torübergreifenden Partnerschaften, namentlich auf den Ge-
bieten Gesundheit, Bildung, Rechtsvollzug und Rechts-
pflege" und "Vorbeugungs-, Aufklärungs- und Frühinterven-
tionsstragien und Tendenzen beim Drogenmissbrauch durch 
Kinder und Jugendliche" auf der vierundvierzigsten Tagung 
der Suchtstoffkommission ermöglichte, sowie die Fortset-
zung einer zielgerichteten thematischen Aussprache; 

 27. erkennt an, dass es wünschenswert ist, den Staa-
ten Unterstützung zu gewähren, die am meisten vom Dro-
gentransit betroffen sind und die bereit sind, Pläne zur Be-
seitigung dieses Transits durchzuführen, und ersucht in die-
sem Zusammenhang das Programm der Vereinten Nationen 
für internationale Drogenkontrolle, den Staaten, die am mei-
sten vom Drogentransit betroffen sind, insbesondere den 
Entwicklungsländern, die einer derartigen Hilfe und Unter-
stützung bedürfen, im Rahmen der für diesen Zweck verfüg-
baren freiwilligen Beiträge technische Hilfe zu gewähren; 

 28. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, Politiken 
und Programme für Kinder, einschließlich Jugendlicher, zu 
erarbeiten und umzusetzen, mit dem Ziel, den Gebrauch von 
Suchtstoffen, psychotropen Stoffen und Inhalaten, außer für 
medizinische Zwecke, zu verhindern und die schädlichen 
Folgen ihres Missbrauchs zu mindern, sowie vorbeugende 
Politiken und Programme zu unterstützen, insbesondere ge-
gen Tabak und Alkohol; 

 29. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf, 
von Suchtstoffen, psychotropen Stoffen, Inhalaten und Alko-
hol abhängigen Kindern, einschließlich Jugendlicher, Zu-
gang zu geeigneter Behandlung und Rehabilitation zu sich-
ern; 

_____________ 
74 Ebd., Anlage II. 
75 Ebd., Anlage III. 
76 Resolution 55/255, Anlage. 
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III 

Maßnahmen des Systems der Vereinten  
Nationen 

 1. unterstreicht die Rolle, die der Suchtstoffkom-
mission als dem wichtigsten richtliniengebenden Organ der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Drogenbekämpfung 
und als Leitungsorgan des Programms der Vereinten Natio-
nen für internationale Drogenkontrolle zukommt; 

 2. erklärt erneut, dass der Exekutivdirektor des Pro-
gramms der Vereinten Nationen für internationale Drogen-
kontrolle die Aufgabe hat, die gesamte Drogenkontrolltätig-
keit der Vereinten Nationen zu koordinieren und wirksam zu 
leiten, um die Kostenwirksamkeit zu steigern und sicherzu-
stellen, dass die Maßnahmen kohärent sind und diese Tätig-
keiten im gesamten System der Vereinten Nationen koordi-
niert ablaufen, einander ergänzen und sich nicht überschnei-
den, und ermutigt zu weiteren diesbezüglichen Anstrengun-
gen; 

 3. betont, dass die Vieldimensionalität des Weltdro-
genproblems es erfordert, dass die Einbindung und Koordi-
nierung der Drogenkontrolltätigkeit im gesamten System der 
Vereinten Nationen, darunter auch bei den Folgemaßnahmen 
zu den Großkonferenzen der Vereinten Nationen, gefördert 
wird; 

 4. bittet die Regierungen und das Programm der 
Vereinten Nationen für internationale Drogenkontrolle, der 
besseren Koordinierung der Aktivitäten der Vereinten Natio-
nen im Zusammenhang mit dem Weltdrogenproblem einen 
hohen Stellenwert beizumessen, um Überschneidungen sol-
cher Aktivitäten zu vermeiden, die Effizienz zu erhöhen und 
die von den Regierungen gebilligten Ziele zu erreichen; 

 5. fordert die Sonderorganisationen, die Programme 
und Fonds, einschließlich der humanitären Organisationen, 
nachdrücklich auf und bittet die multilateralen Finanzinstitu-
tionen, Maßnahmen zur Bekämpfung des Weltdrogenpro-
blems in ihre Programmierungs- und Planungsprozesse ein-
zubeziehen, um sicherzustellen, dass die aus der Sonderta-
gung über die gemeinsame Bekämpfung des Weltdrogenpro-
blems hervorgegangene ausgewogene Gesamtstrategie ver-
wirklicht wird; 

IV 

Programm der Vereinten Nationen für interna-
tionale Drogenkontrolle 

 1. begrüßt die Anstrengungen, die das Programm 
der Vereinten Nationen für internationale Drogenkontrolle 
unternimmt, um sein Mandat im Rahmen der internationalen 
Suchtstoffübereinkommen, der Umfassenden multidiszipli-
nären Konzeption für künftige Aktivitäten zur Bekämpfung 
des Drogenmissbrauchs77, des Weltweiten Aktionspro-
_____________ 
77 Siehe Report of the International Conference on Drug Abuse and Il-
licit Trafficking, Vienna, 17-26 June 1987 (Veröffentlichung der Verein-
ten Nationen, Best.-Nr. E.87.I.18), Kap. I, Abschnitt A. 

gramms78, der Ergebnisse der Sondertagung der Generalver-
sammlung über die gemeinsame Bekämpfung des Weltdro-
genproblems und der einschlägigen Konsensdokumente 
wahrzunehmen; 

 2. dankt dem Programm für die Unterstützung, die 
es verschiedenen Staaten bei der Erreichung der Ziele des 
Weltweiten Aktionsprogramms und der Sondertagung ge-
währt hat, insbesondere dort, wo hinsichtlich der Zielvorga-
ben für 2003 und 2008 bedeutsame und vorzeitige Fort-
schritte erzielt werden konnten; 

 3. ersucht das Programm, auch weiterhin 

 a) den Dialog mit den Mitgliedstaaten zu verstärken 
sowie für die kontinuierliche Verbesserung des Manage-
ments zu sorgen und auf diese Weise zu einer besseren und 
nachhaltigen Programmdurchführung beizutragen und den 
Exekutivdirektor weiter zu ermutigen, die Wirksamkeit des 
Programms so weit wie möglich zu steigern, unter anderem 
durch die volle Durchführung der Resolution 44/16 der 
Suchtstoffkommission, insbesondere der darin enthaltenen 
Empfehlungen; 

 b) verstärkt mit den Mitgliedstaaten und mit den 
Programmen, Fonds und zuständigen Stellen der Vereinten 
Nationen sowie den zuständigen Regionalorganisationen und 
-organen und nichtstaatlichen Organisationen zusammenzu-
arbeiten und auf Antrag bei der Umsetzung der Ergebnisse 
der Sondertagung behilflich zu sein; 

 c) im Rahmen der verfügbaren freiwilligen Mittel 
denjenigen Ländern verstärkt technische Hilfe zu gewähren, 
die Anstrengungen zur Bekämpfung des unerlaubten Anbaus 
von Betäubungsmittelpflanzen unternehmen, insbesondere 
indem sie alternative Entwicklungsprogramme durchführen; 

 d) unter Aufrechterhaltung des Gleichgewichts zwi-
schen Programmen zur Verringerung des Angebots und zur 
Senkung der Nachfrage ausreichende Mittel bereitzustellen, 
um es zu befähigen, seine Aufgaben bei der Umsetzung des 
Aktionsplans53 für die Verwirklichung der Erklärung über die 
Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennachfrage54 zu er-
füllen; 

 e) den Dialog und die Zusammenarbeit mit den mul-
tilateralen Entwicklungsbanken und den internationalen Fi-
nanzinstitutionen zu verstärken, damit diese in interessierten 
und betroffenen Ländern mit der Drogenkontrolle zusam-
menhängende Kreditvergabe- und Programmierungsaktivitä-
ten durchführen können, die es diesen Ländern gestatten, die 
Ergebnisse der Sondertagung umzusetzen, und die Sucht-
stoffkommission über weitere Fortschritte auf diesem Gebiet 
unterrichtet zu halten; 

 f) unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Son-
dertagung in seinen Bericht über den unerlaubten Drogen-

_____________ 
78 Siehe Resolution S-17/2, Anlage. 
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handel eine aktualisierte, objektive und umfassende Bewer-
tung der weltweiten Tendenzen auf dem Gebiet des uner-
laubten Verkehrs mit und Transits von Suchtstoffen und psy-
chotropen Stoffen, einschließlich der dabei verwendeten Me-
thoden und Routen, aufzunehmen und Mittel und Wege zu 
empfehlen, wie die Kapazität der an diesen Routen liegen-
den Staaten zur Bewältigung aller Aspekte des Drogenpro-
blems verbessert werden kann; 

 g) den World Drug Report (Weltdrogenbericht), der 
umfassende und ausgewogene Informationen über das Welt-
drogenproblem enthält, zu veröffentlichen und sich um zu-
sätzliche außerplanmäßige Mittel für seine Veröffentlichung 
in allen Amtssprachen zu bemühen; 

 4. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, dem 
Programm größtmögliche finanzielle und politische Unter-
stützung zu gewähren, indem sie die Zahl der Geber erhöhen 
und mehr freiwillige Beiträge entrichten, insbesondere Bei-
träge für allgemeine Zwecke, damit es seine operativen Tä-
tigkeiten und die Aktivitäten auf dem Gebiet der technischen 
Zusammenarbeit fortsetzen, ausweiten und verstärken kann; 

 5. fordert das Internationale Suchtstoff-Kontrollamt 
auf, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um alle sei-
ne Aufgaben nach den internationalen Suchtstoffüberein-
kommen zu erfüllen und auch weiterhin mit den Regierun-
gen zusammenzuarbeiten, namentlich auch durch die Ge-
währung von Rat an die Mitgliedstaaten, die dies beantra-
gen; 

 6. stellt fest, dass das Amt ausreichende Ressourcen 
für die Durchführung aller seiner Aufgaben benötigt, und 
fordert daher die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich in 
einer gemeinsamen Anstrengung zu verpflichten, dem Amt 
im Einklang mit der Resolution 1996/20 des Wirtschafts- 
und Sozialrats vom 23. Juli 1996 angemessene und ausrei-
chende Haushaltsmittel zuzuweisen, und betont, dass seine 
Kapazität erhalten werden muss, unter anderem durch die 
Bereitstellung geeigneter Mittel durch den Generalsekretär 
und durch angemessene technische Unterstützung seitens 
des Programms; 

 7. unterstreicht, wie wichtig die Tagungen der Leiter 
nationaler Drogenbekämpfungsbehörden in allen Regionen 
der Welt sowie der Unterkommission der Suchtstoffkommis-
sion für unerlaubten Drogenverkehr und damit zusammen-
hängende Fragen im Nahen und Mittleren Osten sind, und 
ermutigt sie, auch künftig zur Stärkung der regionalen und 
internationalen Zusammenarbeit beizutragen und dabei die 
Ergebnisse der Sondertagung zu berücksichtigen; 

 8. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs79 und ersucht den Generalsekretär, unter Berücksich-
tigung der Förderung der integrierten Berichterstattung der 
Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
einen Bericht über die Umsetzung der Ergebnisse der zwan-
zigsten Sondertagung, namentlich des Aktionsplans zur 
_____________ 
79 A/56/157. 

Verwirklichung der Erklärung über die Leitgrundsätze für 
die Senkung der Drogennachfrage, und über die Durchfüh-
rung dieser Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 56/125 

Verabschiedet auf der 88. Plenarsitzung am 19. Dezember 2001, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/576, Ziffer 36)80. 

56/125. Die kritische Situation des Internationalen For-
schungs- und Ausbildungsinstituts zur Förde-
rung der Frau 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/219 vom 23. De-
zember 2000, in der sie beschloss, dem Internationalen For-
schungs- und Ausbildungsinstitut zur Förderung der Frau 
eine einmalige finanzielle Hilfe zu gewähren, mit der es sei-
ne Tätigkeit während des Jahres 2001 weiterführen konnte, 

 Kenntnis nehmend von der Resolution 2001/40 des 
Wirtschafts- und Sozialrats vom 26. Juli 2001, in der der 
Generalversammlung empfohlen wurde, zu erwägen, jeden 
Restsaldo aus dem für 2001 vorgestreckten Betrag von 
800.000 US-Dollar als Rücklage für 2002 an das Institut zu 
übertragen, 

 in Anerkennung dessen, dass es dem Institut trotz der 
anhaltenden Schwierigkeiten und Ungewissheiten, mit denen 
es in den vergangenen beiden Jahren konfrontiert war, 
gelungen ist, sich ein Mindestmaß an Mitteln zu sichern, um 
den von der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und 
Sozialrat übertragenen Mandaten entsprechen zu können, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs81; 

 2. lobt das Internationale Forschungs- und Ausbil-
dungsinstitut zur Förderung der Frau für die nacheinander 
erfolgte Durchführung der Phasen I und II des Informations- 
und Netzwerksystems zur Sensibilisierung für Gleichstel-
lungsfragen und die Einleitung der Phase III; 

 3. bringt ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass 
seit dem Ausscheiden der Direktorin im Juli 2001 und 
ungeachtet der gravierenden Lage des Instituts noch kein 
neuer Direktor ernannt wurde; 

 4. beschließt, 

 a) eine Arbeitsgruppe einzurichten, die aus jeweils 
zwei Regierungsvertretern aus jeder der fünf Regional-
gruppen der Vereinten Nationen und einem Vertreter des 
Gastlands besteht und den Auftrag hat, der Generalver-
_____________ 
80 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Griechenland, Iran (Islamische Republik) (im 
Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der 
Gruppe der 77 sind, sowie Chinas), Italien, Portugal und Spanien. 
81 A/56/279. 
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